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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES Nr. 126/2021 

vom 19. März 2021

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2024/107] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere auf 
Artikel 98,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/1122 der Kommission vom 12. März 2019 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Funktionsweise des 
Unionsregisters (1) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.

(2) Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/1124 der Kommission vom 13. März 2019 zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/1122 im Hinblick auf die Funktionsweise des Unionsregisters gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/842 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen.

(3) Gemäß dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 269/2019 vom 25. Oktober 2019 gilt die 
Verordnung (EU) 2018/842 nicht für Liechtenstein.

(4) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 21ana (Verordnung (EU) Nr. 389/2013 der Kommission) 
Folgendes eingefügt:

„21anb. 32019 R 1122: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1122 der Kommission vom 12. März 2019 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Funktionsweise des 
Unionsregisters (ABl. L 177 vom 2.7.2019, S. 3), geändert durch:

— 32019 R 1124: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1124 der Kommission vom 13. März 2019 (ABl. L 177 
vom 2.7.2019, S. 66)

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit den folgenden Anpassungen:

a) Die Vergabe, Übertragung und Löschung von Zertifikaten, die die EFTA-Staaten, deren Betreiber und die von 
ihnen verwalteten Luftfahrzeugbetreiber betreffen, werden in das Transaktionsprotokoll der Europäischen 
Union (EUTL) eingetragen.

Der Zentralverwalter führt die in Artikel 20 Absätze 1 bis 3 der Richtlinie 2003/87/EG genannten Aufgaben 
aus, sofern die EFTA-Staaten, deren Betreiber oder die von ihnen verwalteten Luftfahrzeugbetreiber betroffen 
sind.

b) In Artikel 7 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

‚Die EFTA-Überwachungsbehörde koordiniert die Durchführung dieser Verordnung mit den nationalen 
Verwaltern der einzelnen EFTA-Staaten und dem Zentralverwalter.‘

c) In Artikel 30 Absatz 8 wird folgender Satz angefügt:

‚Das Wort „Kommission“ wird durch das Wort „EFTA-Überwachungsbehörde“ ersetzt, wenn unter die 
Gerichtsbarkeit eines EFTA-Staates fallende Kontoinhaber betroffen sind.‘

(1) ABl. L 177 vom 2.7.2019, S. 3.
(2) ABl. L 177 vom 2.7.2019, S. 66.

Amtsblatt  
der Europäischen Union 

DE 
Reihe L    

2024/107  18.1.2024



ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2024/107/oj 2/3

d) In Artikel 46 Absatz 2, Artikel 47 Absatz 3, Artikel 49 Absatz 2, Artikel 53 Absatz 3 und Artikel 54 Absatz 1 
wird folgender Unterabsatz angefügt:

‚Sind nationale Zuteilungstabellen der EFTA-Staaten betroffen, so erteilt die EFTA-Überwachungsbehörde dem 
Zentralverwalter die erforderlichen Anweisungen.‘

e) In Artikel 65 Absatz 1, Artikel 66 Absatz 2, Artikel 68 Absätze 1 und 4 wird folgender Unterabsatz angefügt:

‚Sind unter die Gerichtsbarkeit eines EFTA-Staates fallende Konten betroffen, so unterrichtet die Kommission 
die EFTA-Überwachungsbehörde unverzüglich über die dem Zentralverwalter erteilten Anweisungen und die 
Gründe für diese Anweisungen.

Falls die Sperrung des Zugangs nicht horizontal ist und sofern sie sich auf einzelne unter die Gerichtsbarkeit 
der EFTA-Staaten fallende Konten bezieht, nimmt die EFTA-Überwachungsbehörde innerhalb von drei 
Arbeitstagen auf der Grundlage der Erläuterungen der Kommission einen Beschluss über die Anwendbarkeit 
der Anweisungen der Kommission an. Ergeht kein Beschluss der EFTA-Überwachungsbehörde, so hat dies 
keine Auswirkung auf die Gültigkeit der Anweisungen der Kommission oder der vom Zentralverwalter 
getroffenen Maßnahmen.‘

f) In Artikel 66 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt:

‚Das Wort „Kommission“ wird durch das Wort „EFTA-Überwachungsbehörde“ ersetzt, wenn unter die 
Gerichtsbarkeit eines EFTA-Staates fallende Kontoinhaber betroffen sind.‘

g) In Artikel 68 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt:

‚Ein nationaler Verwalter eines EFTA-Staats kann bei der EFTA-Überwachungsbehörde beantragen, dass gemäß 
Absatz 1 ausgesetzte Vorgänge wieder neu gestartet werden, wenn er der Auffassung ist, dass die Probleme, die 
zur Aussetzung geführt haben, behoben sind. Trifft dies zu, so weist die EFTA-Überwachungsbehörde den 
Zentralverwalter in Absprache mit der Kommission an, die betreffenden Vorgänge neu zu starten. Im 
gegenteiligen Fall lehnt sie den Antrag innerhalb einer angemessenen Frist ab und teilt dies dem nationalen 
Verwalter unverzüglich unter Angabe ihrer Gründe und der Kriterien, die bei einem späteren Antrag erfüllt 
sein müssen, mit.‘

h) In Artikel 80 Absatz 4 wird nach Satz 1 Folgendes angefügt:

‚Sind unter die Gerichtsbarkeit eines EFTA-Staates fallende Kontoinhaber betroffen, so können diese Daten 
vom Zentralverwalter nach vorheriger Genehmigung durch die EFTA-Überwachungsbehörde zur Verfügung 
gestellt werden.‘

i) In Artikel 80 Absatz 7 wird folgender Unterabsatz angefügt:

‚Europol unterrichtet die EFTA-Überwachungsbehörde und die Kommission über die Verwendung der Daten, 
wenn unter die Gerichtsbarkeit eines EFTA-Staates fallende Kontoinhaber betroffen sind.‘“

Artikel 2

Der Wortlaut der Delegierten Verordnungen (EU) 2019/1122 und (EU) 2019/1124 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am 20. März 2021 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen *.

Artikel 4

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht.

* Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.
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Geschehen zu Brüssel am 19. März 2021.

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss
Die Präsidentin

Clara GANSLANDT

ABl. L vom 18.1.2024 DE  


	Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 126/2021 vom 19. März 2021 zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2024/107] 

